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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

… … 
Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen 

§ 4a. (1) … § 4a. (1) … 
(2) Begünstigte Zwecke sind: (2) Begünstigte Zwecke sind: 
… … 

 4. Aufgaben der Feuerpolizei, …  4. Aufgaben der Feuerpolizei, … 
  5. Die allgemein zugängliche Durchführung von der österreichischen 

Kunst und Kultur dienenden künstlerischen Tätigkeiten (§ 22 Z 1 lit. a) 
durch die in Abs. 4a genannten Einrichtungen. 

(3) Begünstigte Einrichtungen für die Erfüllung der in Abs. 2 Z 1 genannten 
Zwecke sind: 

(3) Begünstigte Einrichtungen für die Erfüllung der in Abs. 2 Z 1 genannten 
Zwecke sind: 

… … 
 2. durch Bundes- oder Landesgesetz errichtete Fonds, die mit Aufgaben 

der Forschungsförderung betraut sind, sowie … 
 2. durch Bundes- oder Landesgesetz errichtete Fonds, die mit Aufgaben 

der Forschungsförderung betraut sind, sowie … 
  2a. nach dem Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz (BStFG), BGBl. 

Nr. 11/1975, dem Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 2015 
(BStFG 2015), BGBl. I Nr.xx /2015 oder nach diesen Bundesgesetzen 
entsprechenden, landesgesetzlichen Regelungen errichtete Stiftungen 
oder Fonds mit Sitz im Inland, die ausschließlich der Erfüllung von 
Aufgaben der Forschungsförderung dienen, wenn diese 

  a) nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind, 
  b) seit mindestens drei Jahren nachweislich im Bereich der 

Forschungsförderung tätig sind und 
  c) die Empfänger der Fördermittel im Wesentlichen Begünstigte gemäß 

Z 1, 2 und 3 bis 6 sind. 
 Derartigen Stiftungen oder Fonds sind diesen entsprechende 

ausländische Einrichtungen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Europäischen Union oder einem Staat, mit dem eine umfassende 
Amtshilfe besteht, gleichzuhalten; 

 3. die Österreichische Akademie der Wissenschaften sowie …  3. die Österreichische Akademie der Wissenschaften sowie … 
… … 
(4) Begünstigte Einrichtungen für die Erfüllung der in Abs. 2 Z 2 genannten 

Zwecke sind: 
(4) Begünstigte Einrichtungen für die Erfüllung der in Abs. 2 Z 2 genannten 

Zwecke sind: 
… … 

   g) Das Institut für Soziale Innovation soweit folgende Bestimmungen 
eingehalten werden: 

  aa) Der Bundesminister für Soziales, Arbeit und Konsumentenschutz 
hat das Institut für Soziale Innovation als eigenen Rechtsträger 
zu errichten. Es darf Finanzmittel ausschließlich an 
gemeinnützige Einrichtungen zur Umsetzung von innovativen 
Sozialprojekten und nach einer vom Bundesminister für Soziales, 
Arbeit und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen erlassenen Verordnung über die 
Vergabekriterien vergeben. 

  bb) Das Institut ist insoweit eine begünstigte Einrichtung, als die 
erhaltenen freigebigen Zuwendungen den jährlichen 
Höchstbetrag von 5 Mio. Euro nicht überschreiten. 

  cc) Werden freigebige Zuwendungen geleistet, die zum Zeitpunkt der 
Zuwendung im Höchstbetrag gemäß lit. bb nicht mehr gedeckt 
sind, ist das Institut verpflichtet, den Zuwendenden unverzüglich 
nach Erhalt der Zuwendung darüber in Kenntnis zu setzen, dass 
die geleistete Zuwendung steuerlich nicht abzugsfähig ist. Über 
Verlangen des Zuwendenden hat das Institut derartige 
Zuwendungen unverzüglich zu erstatten. 

g) Einrichtungen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem Staat, mit dem eine umfassende Amtshilfe besteht, wenn sie 
den in lit. a bis c genannten vergleichbar sind und der Förderung, 
Erhaltung, Vermittlung und Dokumentation von Kunst und Kultur in 
Österreich dienen. 

 h) Einrichtungen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem Staat, mit dem eine umfassende Amtshilfe besteht, 
wenn sie 

  aa) den in lit. a bis c genannten vergleichbar sind, der Förderung, 
Erhaltung, Vermittlung und Dokumentation von Kunst und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Kultur in Österreich dienen, oder 

  bb) der in lit g genannten Einrichtung vergleichbar sind, der 
Förderung von innovativen Sozialprojekten in Österreich dienen 
und Vergabekriterien unterliegen, die den in der Verordnung zu 
lit. g sublit. aa festgelegten vergleichbar sind. 

 (4a) Begünstigte Einrichtungen für die Erfüllung der in Abs. 2 Z 5 
genannten Zwecke sind Körperschaften mit Sitz in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder einem Staat, mit dem eine umfassende Amtshilfe, 
besteht unter folgenden Voraussetzungen: 

  1. Die Körperschaft erhält 
  a) eine Förderung des Bundes im Sinne des 

Transparenzdatenbankgesetzes 2012 (TDBG 2012), BGBl. I 
Nr. 99/2012, die in der Transparenzdatenbank ersichtlich gemacht 
ist, oder 

  b) eine Förderung eines Landes oder der Bundeshauptstadt Wien, die in 
der Transparenzdatenbank ersichtlich gemacht ist. 

  2. Die Körperschaft erhält eine solche Förderung in dem Zeitraum, der 
von der Bestätigung des Wirtschaftsprüfers (Abs. 8) umfasst ist. 

  3. Die Förderung (Z 1) ist in der Transparenzdatenbank im 
Tätigkeitsbereich „Kunst und Kultur“ einheitlich kategorisiert. 

… … 
(7) Für die Zuwendungen gilt Folgendes: (7) Für die Zuwendungen gilt Folgendes: 

 1. Zuwendungen an die in Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 4 lit. d und in Abs. 5 
genannten Einrichtungen sind nur abzugsfähig, wenn aus der beim 
Finanzamt Wien 1/23 zu führenden Liste hervorgeht, dass zum 
Zeitpunkt der Zuwendung die Voraussetzungen für die Anerkennung als 
begünstigte Einrichtung vorliegen. 

 1. Zuwendungen an die in Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 4 lit. d, Abs. 4a und in 
Abs. 5 genannten Einrichtungen sind nur abzugsfähig, wenn aus der 
beim Finanzamt Wien 1/23 zu führenden Liste hervorgeht, dass zum 
Zeitpunkt der Zuwendung die Voraussetzungen für die Anerkennung als 
begünstigte Einrichtung vorliegen. 

 2. Hinsichtlich der in Abs. 3 Z 4 bis 6 und Abs. 5 genannten Einrichtungen 
sind Mitgliedsbeiträge in Höhe der satzungsgemäß von ordentlichen 
Mitgliedern zu entrichtenden Beiträge nicht abzugsfähig. 

 2. Hinsichtlich der in Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 4a und Abs. 5 genannten 
Einrichtungen sind Mitgliedsbeiträge in Höhe der satzungsgemäß von 
ordentlichen Mitgliedern zu entrichtenden Beiträge nicht abzugsfähig. 

… … 
(8) Die Aufnahme in die in Abs. 7 Z 1 genannte Liste darf nur erfolgen, 

wenn glaubhaft gemacht wurde, dass durch die Körperschaft Maßnahmen zur 
Erfüllung der Datenübermittlungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 8 getroffen 

(8) Die Aufnahme in die in Abs. 7 Z 1 genannte Liste darf nur erfolgen, 
wenn glaubhaft gemacht wurde, dass durch die Körperschaft Maßnahmen zur 
Erfüllung der Datenübermittlungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 8 getroffen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wurden und folgende Voraussetzungen erfüllt sind: wurden und folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
 1. Für Körperschaften im Sinne des Abs. 3 Z 6 und Abs. 5 Z 1 bis 3:  1. Für Körperschaften im Sinne des Abs. 3 Z 6, Abs. 4a und Abs. 5 Z 1 

bis 3: 
… … 

 b) Die Körperschaft oder deren Vorgängerorganisation 
(Organisationsfeld mit eigenem Rechnungskreis) dient seit 
mindestens drei Jahren ununterbrochen im Wesentlichen unmittelbar 
den in der Rechtsgrundlage (beispielsweise Vereinsstatut, Satzung, 
Gesellschaftsvertrag) angeführten begünstigten Zwecken gemäß 
Abs. 2 Z 1 und 3. 

 b) Die Körperschaft oder deren Vorgängerorganisation 
(Organisationsfeld mit eigenem Rechnungskreis) dient seit 
mindestens drei Jahren ununterbrochen im Wesentlichen unmittelbar 
den in der Rechtsgrundlage (beispielsweise Vereinsstatut, Satzung, 
Gesellschaftsvertrag) angeführten begünstigten Zwecken gemäß 
Abs. 2 Z 1, 3 und 5. 

… … 
Das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1 bis 3 sowie die Einhaltung der 
anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften ist von einem Wirtschaftsprüfer 
jährlich im Rahmen einer den Anforderungen der §§ 268 ff des 
Unternehmensgesetzbuches entsprechenden Prüfung zu bestätigen. Die 
Bestimmungen des § 275 des Unternehmensgesetzbuches gelten sinngemäß. 

Das Vorliegen der Voraussetzungen der Z 1 bis 3 sowie die Einhaltung der 
anzuwendenden Rechnungslegungsvorschriften ist von einem Wirtschaftsprüfer 
jährlich im Rahmen einer den Anforderungen der §§ 268 ff des 
Unternehmensgesetzbuches entsprechenden Prüfung zu bestätigen. Die 
Bestimmungen des § 275 des Unternehmensgesetzbuches gelten sinngemäß. 

… … 
 (9) Leistende Stellen, die eine Förderung im Sinne des Abs. 4a Z 1 lit. b 

vergeben, können mit Zustimmung der Körperschaft dem Bundesminister für 
Finanzen zum Zweck der Verarbeitung in der Transparenzdatenbank, von ihnen 
gewährte Förderungen im Sinne des Abs. 4a Z 1 lit. b elektronisch mitteilen. Für 
die Übermittlung können sie sich eines Dienstleisters bedienen. Die Mitteilung 
hat dem § 25 TDBG 2012 zu entsprechen. § 31 TDBG 2012 gilt sinngemäß. 

 (10) Das Finanzamt Wien 1/23 ist berechtigt, bei Einrichtungen gemäß 
Abs. 4a durch Abfrage aus dem Transparenzportal zu überprüfen, ob eine 
Förderung gemäß Abs. 4a in der Transparenzdatenbank ersichtlich gemacht ist. 
Das Ergebnis der Abfrage ist dabei auf das Vorliegen oder Nichtvorliegen eines 
Eintrags einer Förderung aus der einschlägigen einheitlichen Kategorie 
beschränkt. 

 (11) Zur sachverständigen Beurteilung gemeinnütziger 
Forschungstätigkeiten im Sinne des Abs. 2 von Körperschaften und 
Einrichtungen gemäß Abs. 3 Z 4 bis 6 kann der Rat für Forschung und 
Technologieentwicklung durch das Finanzamt Wien 1/23 beigezogen werden. 
Der Umfang und die Durchführung der Tätigkeit dieses Forschungsbeirates sind 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
durch Verordnung des Bundesministers für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie und dem 
Bundeskanzler zu regeln. 

 Zuwendungen zur Vermögensausstattung 
 § 4b. (1) Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen zum Zweck der 

ertragsbringenden Vermögens-ausstattung an eine privatrechtliche Stiftung oder 
an eine damit vergleichbare Vermögensmasse (Stiftung), die die 
Voraussetzungen des §§ 34 ff BAO erfüllt und begünstigte Zwecke gemäß § 4a 
Abs. 2 verfolgt, gelten bis zu einem Höchstbetrag von 500 000 Euro nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen als Betriebsausgaben: 

  1. Die Stiftung ist nach ihrer Rechtsgrundlage verpflichtet, die Erträge aus 
der Verwaltung der zu-gewendeten Vermögenswerte innerhalb von zwei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres des Zuflusses der Erträge 
ausschließlich für die in der Rechtsgrundlage angeführten begünstigten 
Zwecke gemäß § 4a Abs. 2 zu verwenden. Als Verwendung für diese 
Zwecke gilt auch die Einstellung von höchstens 10% der jährlichen 
Erträge in eine Rücklage. 

  2. Eine Verwendung der zugewendeten Vermögenswerte selbst für die in 
der Rechtsgrundlage an-geführten begünstigten Zwecke ist frühestens 
nach Ablauf des der Zuwendung zweitfolgenden Kalenderjahres 
zulässig. 

  3. Zum Zeitpunkt der Zuwendung muss die Anerkennung als begünstigte 
Einrichtung aus der Liste gemäß § 4a Abs. 7 Z 1 hervorgehen. 

  4. Erfolgt die Zuwendung zu einem Zeitpunkt, zu dem die Stiftung oder 
deren Vorgängerorganisation nicht bereits seit mindestens drei Jahren 
ununterbrochen im Wesentlichen unmittelbar begünstigten Zwecken 
gemäß § 4a Abs. 2 gedient hat, gilt die Zuwendung abweichend von Z 3 
dennoch als Betriebsausgabe, wenn die Voraussetzungen für die 
Aufnahme der Stiftung in die in § 4a Abs. 7 Z 1 genannte Liste nach 
Ablauf von drei Jahren ab ihrer Errichtung vorliegen. 

  5. Abzugsfähig sind die erstmalige Zuwendung sowie weitere 
Zuwendungen des Steuerpflichtigen, die in einem der folgenden vier 
Wirtschaftsjahre getätigt werden. Dabei gilt: 

  a) Der Gesamtbetrag der abzugsfähigen Zuwendungen ist für den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
fünfjährigen Zuwendungszeitraum mit 500 000 Euro begrenzt. 

  b) In jedem Wirtschaftsjahr sind Zuwendungen insoweit abzugsfähig, 
als sie 10% des Gewinnes vor Berücksichtigung des 
Gewinnfreibetrages nicht übersteigen. 

  c) Durch die Berücksichtigung der Zuwendung darf kein Verlust 
entstehen oder sich erhöhen. 

  d) Soweit eine Berücksichtigung als Betriebsausgabe gemäß lit. b oder 
lit. c nicht in Betracht kommt, kann die Zuwendung gemäß § 18 
Abs. 1 Z 8 als Sonderausgabe berücksichtigt werden. 

 (2) Die Stiftung hat einen Zuschlag zur Körperschaftsteuer in Höhe von 
30% der zugewendeten abzugsfähigen Beträge oder des abzugsfähigen gemeinen 
Wertes der zugewendeten Wirtschaftsgüter zu entrichten, wenn sie 

  1. entgegen Abs. 1 Z 4 die Voraussetzungen für die Aufnahme in die in 
§ 4a Abs. 7 Z 1 genannte Liste nach Ablauf von drei Jahren ab ihrer 
Errichtung nicht erfüllt oder 

  2. die zugewendeten Vermögenswerte entgegen Abs. 1 Z 2 verwendet oder 
  3. innerhalb von fünf Jahren nach dem Zeitpunkt der Zuwendung 
  a) die Erträge nicht ausschließlich gemäß Abs. 1 Z 1 verwendet oder 
  b) in der in § 4a Abs. 7 Z 1 genannten Liste als nicht begünstigt 

ausgewiesen wird. 
 (3) Ist der auf Grund von Abs. 2 Z 1 vorgeschriebene Betrag bei der 

Stiftung nicht einbringlich, gilt die Nichtaufnahme in die in § 4a Abs. 7 Z 1 
genannte Liste für den Zuwendenden als rückwirkendes Ereignis im Sinne des 
§ 295a BAO. 

… … 
Sonderausgaben Sonderausgaben 

§ 18. (1) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung des Einkommens als 
Sonderausgaben abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten sind: 

§ 18. (1) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung des Einkommens als 
Sonderausgaben abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten sind: 

… … 
 7. Freigebige Zuwendungen insoweit, als sie zusammen mit Zuwendungen 

aus dem Betriebsvermögen im Sinne des § 4a insgesamt 10% des sich 
nach Verlustausgleich ergebenden Gesamtbetrages der Einkünfte nicht 

 7. Freigebige Zuwendungen insoweit, als sie zusammen mit Zuwendungen 
aus dem Betriebsvermögen im Sinne des § 4a insgesamt 10% des sich 
nach Verlustausgleich ergebenden Gesamtbetrages der Einkünfte nicht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
übersteigen, wenn sie übersteigen, wenn sie 

 a) an Einrichtungen im Sinne des § 4a Abs. 3 Z 1 bis 3 und Abs. 4, 
sowie 

 a) an Einrichtungen im Sinne des § 4a Abs. 3 Z 1, 2 und 3 und Abs. 4, 
sowie 

 b) ausschließlich in Geld an begünstigte Körperschaften im Sinne des 
§ 4a Abs. 3 Z 4 bis 6, Abs. 5 und Abs. 6 

 b) ausschließlich in Geld an begünstigte Körperschaften im Sinne des 
§ 4a Abs. 3 Z 2a, Z 4 bis 6, Abs. 4a, Abs. 5 und Abs. 6 

geleistet werden. geleistet werden. 
  8. Zuwendungen zum Zweck der ertragsbringenden Vermögensausstattung 

an eine privatrechtliche Stiftung oder an eine damit vergleichbare 
Vermögensmasse (Stiftung) im Sinne des § 4b, soweit diese zusammen 
mit Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen 

  a) im Kalenderjahr der erstmaligen Zuwendung und den folgenden vier 
Kalenderjahren insgesamt den Betrag von 500 000 Euro und 

  b) im Kalenderjahr der jeweiligen Zuwendung 10% des sich nach 
Verlustausgleich ergebenden Gesamtbetrages der Einkünfte 

  nicht übersteigen. Die Bestimmungen des § 4b gelten entsprechend. 
… … 
§ 124b. § 124b. 
… … 

 297. § 3 Abs. 1 Z 16b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 118/2015 ist erstmals anzuwenden, wenn 

 297. § 3 Abs. 1 Z 16b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 118/2015 ist erstmals anzuwenden, wenn 

 – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 2015, 

 – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 2015, 

 – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben 
oder durch Veranlagung festgesetzt wird, für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2014 
enden. 

 – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben 
oder durch Veranlagung festgesetzt wird, für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2014 
enden. 

  298. § 4a Abs. 2 Z 5, Abs. 3 Z 2a, Abs. 4, Abs. 4a, Abs. 7 Z 1 und 2 und 
Abs. 8 bis 10 sowie § 18 Abs. 1 Z 7 lit. a und b in der Fassung des 
Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, BGBl. I Nr. xx/2015, sind erstmalig für 
Zuwendungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 erfolgen. 

  –  Im Jahr 2016 gilt für die Erteilung der Spendenbegünstigung nach § 4a 
Abs. 8 Z 1 an Körperschaften, die begünstigte Zwecke im Sinne des § 4a 
Abs. 2 Z 5 (der österreichischen Kunst und Kultur dienende 
künstlerische Tätigkeiten) verfolgen, Folgendes: 
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  – Die Körperschaft muss selbst bereits seit drei Jahren bestehen und die 

Voraussetzungen des § 4a im Übrigen erfüllen, oder aus einer 
Vorgängerorganisation (Organisationsfeld mit eigenem 
Rechnungskreis), die diese Voraussetzungen erfüllt hat, hervorgegangen 
sein. 

  – Eine Anerkennung als begünstigte Einrichtung, ist vom Finanzamt 
Wien 1/23 bis längstens 31. Oktober 2016 in der Liste gemäß Abs. 7 Z 1 
zu veröffentlichen. Diese Eintragung entfaltet bereits für Zuwendungen 
ab dem 1. Jänner 2016 Wirkung. 

  299. § 4a Abs. 11 in der Fassung des Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, 
BGBl. I Nr. xx/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. Zur 
sachverständigen Beurteilung gemeinnütziger Forschungstätigkeiten im 
Sinne des § 4a Abs. 2 von Körperschaften und Einrichtungen, denen 
eine zum 31. Dezember 2015 wirksame Spendenbegünstigung gemäß 
§ 4a erteilt wurde, ist der Rat für Forschung und 
Technologieentwicklung durch das Finanzamt Wien 1/23 beizuziehen. 

  300. § 4b und § 18 Abs. 1 Z 8 in der Fassung des 
Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, BGBl. I Nr. xx/2015 treten mit 
1. Jänner 2016 in Kraft und sind anzuwenden, wenn die erstmalige 
Zuwendung gemäß § 4b Abs. 1 Z 5 nach dem 31. Dezember 2015 und 
vor dem 1. Jänner 2021 getätigt wird. 

Artikel 3 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

… … 
Einlagen, Entnahmen und Einkommensverwendung Einlagen, Entnahmen und Einkommensverwendung 

§ 8. (1) … § 8. (1) … 
… … 
(4) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung des Einkommens als 

Sonderausgaben abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten darstellen: 

(4) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung des Einkommens als 
Sonderausgaben abzuziehen, soweit sie nicht Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten darstellen: 

 1. Ausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 1, 6 und 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

 1. Ausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 1, 6, 7 und 8 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 
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… … 

Sondervorschriften für Privatstiftungen Sondervorschriften für Privatstiftungen 
§ 13. (1) Bei der Einkommensermittlung von Privatstiftungen … gilt 

Folgendes: 
§ 13. (1) Bei der Einkommensermittlung von Privatstiftungen … gilt 

Folgendes: 
… … 

 3. § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist nur für die Ermittlung der 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb anzuwenden. 

 3. § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist nur für die Ermittlung der 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb anzuwenden. 

  4. Nicht im Rahmen der Ermittlung des Einkommens berücksichtigte 
Zuwendungen gemäß § 4a oder § 4b oder § 18 Abs. 1 Z 7 oder Z 8 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 können auch von den Einkünften gemäß 
Abs. 3 und 4 als Sonderausgabe abgesetzt werden. Dabei ist der Abzug 
nur bis zu einem Betrag von 10% der Einkünfte gemäß Abs. 3 und 4 
sowie unter Berücksichtigung des Höchstbetrages gemäß § 4b zulässig. 

Auf den Wechsel zwischen der Einkommensermittlung nach Abs. 1 und nach 
§ 7 Abs. 3 sind die Vorschriften des § 6 Z 4 und 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 anzuwenden. 

Auf den Wechsel zwischen der Einkommensermittlung nach Abs. 1 und nach 
§ 7 Abs. 3 sind die Vorschriften des § 6 Z 4 und 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 anzuwenden. 

… … 
§ 26c. § 26c. 
… … 

 56. § 12 Abs. 1 Z 11 in der Fassung BGBl. I Nr. 118/2015 ist für 
Aufwendungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 anfallen. 

 56. § 12 Abs. 1 Z 11 in der Fassung BGBl. I Nr. 118/2015 ist für 
Aufwendungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 anfallen. 

  57. § 8 Abs. 4 Z 1 und § 13 Abs. 1 Z 4 in der Fassung des 
Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, BGBl. I Nr. xx/2015 treten mit 
1. Jänner 2016 in Kraft und sind erstmals bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2016 anzuwenden. 

Artikel 4 
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 

Ausnahmen von der Besteuerung Ausnahmen von der Besteuerung 
… … 
§ 3. (1) Von der Besteuerung sind ausgenommen: § 3. (1) Von der Besteuerung sind ausgenommen: 
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 1. …  1. … 
 2. unentgeltliche Erwerbe von Vermögen …  2. unentgeltliche Erwerbe von Vermögen … 
  3. der unentgeltliche Erwerb eines Grundstückes durch Körperschaften, 

Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, die der Förderung 
gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke nach Maßgabe der 
§§ 34 bis 47 BAO in der jeweils geltenden Fassung dienen. 

 4. der Erwerb eines Grundstückes …  4. der Erwerb eines Grundstückes … 
… … 

Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften Übergangsbestimmungen und Aufhebung bisheriger Rechtsvorschriften 
§ 18. (1) … § 18. (1) … 
… … 
(2p) … (2p) … 

 (2q) § 3 Abs. 1 Z 3 in der Fassung des Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, 
BGBl. I Nr. xx/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft und ist erstmals auf 
Erwerbsvorgänge anzuwenden, für die die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 
2015 entsteht oder entstehen würde. 

… … 

Artikel 5 
Änderung des Stiftungseingangssteuergesetzes 

§ 1. (1) … § 1. (1) … 
… … 
(6) Steuerfrei bleiben (6) Steuerfrei bleiben 

 1. Zuwendungen unter Lebenden von körperlichen beweglichen Sachen 
und Geldforderungen an 

 1. Zuwendungen an 

 - inländische juristische Personen, die gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke verfolgen, 

 - inländische juristische Personen, die gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke verfolgen, 

 - inländische Institutionen gesetzlich anerkannter Kirchen und 
Religionsgesellschaften, wenn diese eine Stiftung oder vergleichbare 
Vermögensmasse sind, 

 - inländische Institutionen gesetzlich anerkannter Kirchen und 
Religionsgesellschaften, wenn diese eine Stiftung oder vergleichbare 
Vermögensmasse sind, 

 - vergleichbare ausländische juristische Personen aus dem EU/EWR-  - vergleichbare ausländische juristische Personen aus dem EU/EWR-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Raum, die die Verfolgung gemeinnütziger, mildtätiger oder 
kirchlicher Zwecke durch Vorlage eines jährlichen Tätigkeitsberichts 
und eines Jahresabschlusses nachweisen; 

Raum, die die Verfolgung gemeinnütziger, mildtätiger oder 
kirchlicher Zwecke durch Vorlage eines jährlichen Tätigkeitsberichts 
und eines Jahresabschlusses nachweisen; 

… … 
§ 5. Dieses Bundesgesetz ist anzuwenden: § 5. Dieses Bundesgesetz ist anzuwenden: 
… … 

3. Zuwendungen von Todes wegen von Kapitalvermögen im Sinne des § 27 
Abs. 3 und 4 des Einkommensteuergesetzes 1988, ausgenommen 
Anteile an in- und ausländischen Kapitalgesellschaften, wenn auf die 
daraus bezogenen Einkünfte der besondere Steuersatz des § 27a Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes 1988 anwendbar ist. 

3. Zuwendungen von Todes wegen von Kapitalvermögen im Sinne des § 27 
Abs. 3 und 4 des Einkommensteuergesetzes 1988, ausgenommen 
Anteile an in- und ausländischen Kapitalgesellschaften, wenn auf die 
daraus bezogenen Einkünfte ein besonderer Steuersatz des § 27a Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes 1988 anwendbar ist. 

 5. …  5. … 
  6. § 1 Abs. 6 Z 1 in der Fassung des Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, 

BGBl. I Nr. xx/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft und ist auf 
Zuwendungen anzuwenden, für die die Steuerschuld nach dem 
31. Dezember 2015 entsteht oder entstehen würde. 

Artikel 6 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

… … 
§ 40. (1) Unmittelbare Förderung liegt vor, wenn ... § 40. (1) Unmittelbare Förderung liegt vor, wenn ... 
(2) Eine Körperschaft, die … (2) Eine Körperschaft, die … 
 § 40a. Eine Körperschaft verliert ihre wegen Betätigung für gemeinnützige, 

mildtätige oder kirchliche Zwecke zustehenden Begünstigungen auf 
abgabenrechtlichem Gebiet nicht dadurch, dass sie 

  1. Mittel (insbesondere Wirtschaftsgüter und wirtschaftliche Vorteile) 
begünstigten Einrichtungen im Sinn des § 4a Abs. 3 bis 6 EStG 1988 zur 
unmittelbaren Förderung derselben Zwecke wie die zuwendende 
Körperschaft zuwendet, 

  2. Lieferungen oder sonstige Leistungen entgeltlich, aber ohne 
Gewinnerzielungsabsicht gegenüber Körperschaften erbringt, deren 
Tätigkeit dieselben Zwecke wie die leistungserbringende Körperschaft 

153/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

11 von 17

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  12 von 17 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
fördert. 

 § 40b. Eine Körperschaft verliert ihre wegen Betätigung für gemeinnützige 
Zwecke zustehenden Begünstigungen auf abgabenrechtlichem Gebiet nicht 
dadurch, dass sie Mittel für Stipendien und Preise für der Wissenschaft dienende 
Forschungsaufgaben oder für der Erwachsenenbildung dienende Lehraufgaben 
sowie für damit verbundene wissenschaftliche Publikationen und 
Dokumentationen zur Verfügung stellt, soweit die Körperschaft die 
Entscheidung über solche Zuwendungen einer Einrichtung im Sinn des § 4a 
Abs. 3 Z 1 und 3 EStG 1988 oder einer Fachhochschule übertragen hat. 

§ 41. (1) Die Satzung der Körperschaft muß eine ausschließliche und 
unmittelbare Betätigung … 

§ 41. (1) Die Satzung der Körperschaft muß eine ausschließliche und 
unmittelbare Betätigung … 

… … 
§ 323. (1) … § 323. (1) … 
… … 
(45) … (45) … 

 (46) Die §§ 40a und 40b jeweils in der Fassung des 
Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, BGBl. I Nr. xx/2015, treten mit 1. Jänner 2016 
in Kraft. 

Artikel 7 
Änderung des Bundesgesetzes über die Einräumung von Privilegien an nichtstaatliche internationale Organisationen 

Artikel I Artikel I 
§ 1. Nichtstaatlichen internationalen Organisationen, welche die in § 2 

angeführten Voraussetzungen erfüllen, kann nach Maßgabe der Bedeutung ihres 
satzungsmäßigen Aufgabenkreises durch Bescheid des Bundesministers für 
auswärtige Angelegenheiten die Rechtsstellung einer Organisation im Sinne 
dieses Bundesgesetzes eingeräumt werden. 

§ 1. Nichtstaatlichen internationalen Organisationen, welche die in § 2 
angeführten Voraussetzungen erfüllen, kann nach Maßgabe der Bedeutung ihres 
satzungsmäßigen Aufgabenkreises durch Bescheid des Bundesministers für 
Europa, Integration und Äußeres die Rechtsstellung einer Organisation im Sinne 
dieses Bundesgesetzes eingeräumt werden. 

… … 
§ 3. Durch den Bescheid des Bundesministers für auswärtige 

Angelegenheiten erhält die Organisation Rechtspersönlichkeit, sofern sie diese 
nicht bereits auf Grund anderer Rechtsvorschriften hat. 

§ 3. Durch den Bescheid des Bundesministers für Europa, Integration und 
Äußeres erhält die Organisation Rechtspersönlichkeit, sofern sie diese nicht 
bereits auf Grund anderer Rechtsvorschriften hat. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 4. Das Vereinsgesetz 1951 findet auf Organisationen für die Dauer ihrer 

Rechtsstellung als Organisationen im Sinne dieses Bundesgesetzes keine 
Anwendung. 

§ 4. Das Vereinsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 66/2002, in der jeweils geltenden 
Fassung findet auf Organisationen für die Dauer ihrer Rechtsstellung als 
Organisationen im Sinne dieses Bundesgesetzes keine Anwendung. 

… … 
§ 6. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat auf Antrag nach Anhörung 

des Bundesministers für auswärtige Angelegenheiten mit Bescheid einer 
Organisation im Sinne dieses Bundesgesetzes Gemeinnützigkeit zuzuerkennen, 
sofern auf Grund der Satzung der Organisation zu erwarten ist, daß die in den 
§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung umschriebenen Voraussetzungen unter 
Berücksichtigung der in den nachstehenden Abs. 2 und 3 enthaltenen besonderen 
Bestimmungen erfüllt werden. 

§ 6. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat auf Antrag nach Anhörung 
des Bundesministers für Europa, Integration und Äußeres mit Bescheid einer 
Organisation im Sinne dieses Bundesgesetzes Gemeinnützigkeit zuzuerkennen, 
sofern auf Grund der Satzung der Organisation zu erwarten ist, daß die in den 
§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung umschriebenen Voraussetzungen unter 
Berücksichtigung der in den nachstehenden Abs. 2 und 3 enthaltenen besonderen 
Bestimmungen erfüllt werden. 

… … 
§ 7. (1) Einer Organisation im Sinne dieses Bundesgesetzes ist auf Antrag 

Eingangs- oder Ausgangsabgabenfreiheit zu gewähren für Gegenstände, die von 
der Organisation für ihre satzungsmäßige Tätigkeit benötigt werden, 
einschließlich eines im Eigentum der Organisation stehenden und auf deren 
Kosten verwendeten Dienstkraftwagens, sofern gewährleistet erscheint, daß 
diese Gegenstände ausschließlich für die genannten Zwecke verwendet werden. 
Für die Gewährung der Eingangsabgabenfreiheit sind die Zollämter am Sitz der 
Finanzlandesdirektion (Hauptzollämter) zuständig. Wird der Dienstkraftwagen 
vor Ablauf de Frist gemäß Abs. 2 wieder ausgeführt, ordnungsgemäß verzollt 
oder so ernsthaft beschädigt, daß die Reparaturkosten den Zeitwert 
überschreiten, so kann an seiner Stelle ein anderer Dienstkraftwagen 
eingangsabgabenfrei eingebracht werden. Im Fall der ernsthaften Beschädigung 
entfällt die Nachzahlung der unerhoben gebliebenen Eingangsabgaben. 

§ 7. (1) Eine Quasi-Internationale Organisation ist eine Organisation im 
Sinne dieses Bundesgesetzes, 

(2) Die gemäß Abs. 1 unerhoben gebliebenen Eingangsabgaben sind zu 
entrichten, wenn der abgabenfrei eingeführte Dienstkraftwagen vor Ablauf einer 
Frist von vier Jahren nach der Abfertigung zum freien Verkehr in Österreich an 
andere Personen überlassen oder übertragen wird. Waren, für die die Eingangs- 
oder Ausgangsabgabenfreiheit zu gewähren ist, sind von wirtschaftlichen 
Einfuhr- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen befreit. Im übrigen finden 
die für Diplomaten- und Konsulargut geltenden zollgesetzlichen Bestimmungen 
sinngemäß Anwendung. 

 

  1. die mit Bescheid gemäß § 6 als gemeinnützig anerkannt worden ist, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  2. deren Tätigkeit in einem engen Zusammenhang mit der Tätigkeit einer 

Internationalen Organisation im Sinne des § 1 Abs. 7 des 
Bundesgesetzes über die Einräumung von Privilegien und Immunitäten 
an internationale Organisationen, BGBl. Nr. 677/1977, in der jeweils 
geltenden Fassung, steht, 

  3. die in Österreich ein ständiges und personell angemessen ausgestattetes 
Büro unterhält, 

  4. a) deren Mitglieder mehrheitlich Staaten, Internationale 
Organisationen oder Einrichtungen sind, die Aufgaben von Staaten oder 
Internationalen Organisationen erfüllen, oder 

  b) die zu mindestens 25% von Staaten, Internationalen Organisationen 
oder Einrichtungen, die Aufgaben von Staaten oder Internationalen 
Organisationen erfüllen, finanziert wird; 

  5. die über ähnliche Strukturen wie eine zwischenstaatliche Organisation 
verfügt und 

  6. die in zwei oder mehr Staaten tätig ist. 
 (2) Die Bundesregierung hat mit Verordnung festzustellen, welche 

Organisationen jeweils zum Beginn eines Kalenderjahres die Voraussetzungen 
des Abs. 1 erfüllen. Die Verordnung ist jeweils auf ein Kalenderjahr zu befristen. 

 (3) Den in der Verordnung gemäß Abs. 2 angeführten Quasi-
Internationalen Organisationen (Abs. 1) werden folgende Privilegien 
eingeräumt: 

  1. die Befreiung der Organisation in Bezug auf ihre amtliche Tätigkeit von 
folgenden Abgaben: 

  a) der Gebühr auf Bestandverträge gemäß § 33 TP 5 des 
Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267/1957, in der jeweils 
geltenden Fassung; 

  b) der Normverbrauchsabgabe für Dienstfahrzeuge der Organisation; 
  c) der motorbezogenen Versicherungssteuer für Dienstfahrzeuge der 

Organisation; 
  d) der Kraftfahrzeugsteuer für Dienstfahrzeuge der Organisation; 
  e) der Kommunalsteuer. 
  2. die Befreiung von der Grunderwerbsteuer für den unentgeltlichen 

Erwerb (§ 7 Abs. 1 Z 1 GrEStG 1987) eines Grundstückes im Sinne des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 2 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 (GrEStG 1987), BGBl. 
Nr. 309/1987, in der jeweils geltenden Fassung, durch eine 
Organisation, sofern das Grundstück der amtlichen Tätigkeit dient.  

  3. die Befreiung der Arbeitnehmer der Organisation von der 
Einkommensteuer auf Aktivbezüge (Gehälter, Bezüge und sonstige 
Vergütungen), die sie für ihre Dienste von dieser Organisation in Bezug 
auf ihre amtliche Tätigkeit erhalten. Eine solche Befreiung berührt nicht 
das Recht der Republik Österreich, diese Aktivbezüge bei der 
Festsetzung der von Einkünften aus anderen Quellen zu erhebenden 
Steuer zu berücksichtigen. 

… … 
§ 9. (1) Die einer Organisation gemäß den §§ 1 bis 3, 6, 7 oder 8 

eingeräumte Rechtsstellung ist von den nach diesen Bestimmungen zuständigen 
Behörden abzuerkennen, wenn 

§ 9. (1) Die einer Organisation gemäß den §§ 1 bis 3, 6 oder 8 eingeräumte 
Rechtsstellung ist von den nach diesen Bestimmungen zuständigen Behörden 
abzuerkennen, wenn 

… … 
(2) Im Fall der Aberkennung einer nach § 6 Abs. 1 eingeräumten 

Rechtsstellung ist der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten zu hören. 
(2) Im Fall der Aberkennung einer nach § 6 Abs. 1 eingeräumten 

Rechtsstellung ist der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres zu 
hören. 

Artikel II Artikel II 
(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist  (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 

hinsichtlich der §§ 1 bis 3 der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten,   1. hinsichtlich der §§ 1 bis 3 der Bundesminister für Europa, Integration 
und Äußeres, 

hinsichtlich des § 4 der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres,  

 2. hinsichtlich des § 4 der Bundesminister für Europa, Integration und 
Äußeres im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres, 

hinsichtlich der §§ 5 bis 7 der Bundesminister für Finanzen,   3. hinsichtlich der §§ 5 bis 7 Abs. 1 und 3 der Bundesminister für 
Finanzen, 

  4. hinsichtlich des § 7 Abs. 2 der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Europa, Integration und 
Äußeres, 

hinsichtlich des § 8 der Bundesminister für Arbeit und Soziales,   5. hinsichtlich des § 8 der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz und 

hinsichtlich des § 9 der Bundesminister, dessen Wirkungsbereich berührt ist,   6. hinsichtlich des § 9 der Bundesminister, dessen Wirkungsbereich 
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berührt ist, 

betraut. betraut. 
(2) … (2) … 

 (3) Die §§ 1, 3, 4, 6 Abs. 1, 7 und 9 sowie Artikel II Abs. 1 jeweils in der 
Fassung des Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, BGBl. I Nr. xxx/2015 treten mit 
1. Jänner 2016 in Kraft. 

Artikel 8 
Änderung des Gerichtsgebührengesetzes 

… … 
Zahlungspflicht für die Eintragungsgebühr Zahlungspflicht für die Eintragungsgebühr 

§ 25. (1) … § 25. (1) … 
(2) … (2) … 
(3) Die Zahlungspflicht für die Eintragungsgebühr erlischt, wenn … (3) Die Zahlungspflicht für die Eintragungsgebühr erlischt, wenn … 

 (4) Eintragungen zum Erwerb des Eigentumsrechts und des Baurechts 
durch Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, die der 
Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke nach Maßgabe 
der §§ 34 bis 44 Abs. 1, 45, 46 und 47 BAO in der jeweils geltenden Fassung 
dienen, sind von der Eintragungsgebühr nach der Tarifpost 9 lit. b Z 1 bis 3 
befreit, wenn der die Eintragungsgrundlage bildende Erwerb unentgeltlich ist. 
Ob ein unentgeltlicher Erwerb vorliegt, ist nach den Bestimmungen des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 zu beurteilen. 

 (5) Die Gebührenbefreiung nach Abs. 4 tritt nur ein, wenn sie eingangs der 
Eingabe unter Hinweis auf die gesetzliche Grundlage in Anspruch genommen 
wird und die Voraussetzungen nach §§ 34 bis 44 Abs. 1, 45, 46 und 47 BAO von 
den Abgabenbehörden nachweislich anerkannt worden sind. Auf Verlangen der 
Vorschreibungsbehörde haben die die Befreiung in Anspruch nehmenden 
Parteien die Voraussetzungen zu bescheinigen. 

… … 
In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen 

… … 
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 60. …  60. … 
  61. § 25 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Gemeinnützigkeitsgesetzes 2015, 

BGBl. I Nr. xxx/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft. Sie sind auf 
Eintragungen anzuwenden, bei denen der die Eintragungsgrundlage 
bildende Erwerbsvorgang nach dem 31. Dezember 2015 stattgefunden 
hat. 
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